
MEINUNG + DISKUSSIONwww.taz.de

meinung@taz.de12 FREITAG, 23. JULI 2010  DIE TAGESZEITUNG

uch hochqualifizierte Frauen
bleiben in vielen Unternehmen

oft im mittleren Management hän-
gen.FürsieistdieSpitzezwarsichtbar,
aber sie kommen nicht bis in die
männlich dominierte Vorstands-
ebene durch. Soziologen sprechen
von einem „glass ceiling“, einer un-
sichtbarengläsernenDecke.

Frauen, die diese BarrieremitHilfe
des Antidiskriminierungsrechts
durchbrechen wollen, haben es nun
wieder etwas schwerer. Wie das Bun-
desarbeitsgericht (BAG)entschied,ge-
nügt eine bloße Statistik über männ-
lich dominierte Führungsetagen
nicht, um die Beweislast in Diskrimi-
nierungsprozessen umzudrehen. Ein
bahnbrechendes Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Berlin-Brandenburg
wurde damit aufgehoben. Das Berli-
nerUrteil hätte alleUnternehmenge-
zwungen, ihre Leitungsebene besser
zu durchmischen. Kein Wunder, dass
konservativeWirtschaftsvertreterdas

A Urteil für gefährlich hielten und es
jetzt inderRevisionabräumenließen.

DabeikannmanmitderRechtspre-
chungdesBAGdurchausleben.DieEr-
furter Richter erkennen nämlich an,
dassStatistikeneinwichtigesIndizfür
eine diskriminierende Praxis sein
können – aber eben nur eines. In ei-
nem diskriminierenden Unterneh-
men wird es meist genügend andere
Indizien und Parallelfälle geben, so
dass Klagen gegen die „gläserne
Decke“weitermöglichbleiben.

Der Gesetzgeber darf die Moderni-
sierung der Unternehmenskultur
aber nicht einzelnenmutigen Frauen
überlassen. Er sollte vielmehr endlich
branchenspezifische Quoten für die
Führungsebenen von größeren Fir-
meneinführen–undzwarnichtnurin
denAufsichtsräten (wiederzeitdisku-
tiert wird), sondern gerade auch im
Top-Management: dort, wo wirklich
dieMusik spielt.
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DiegläserneDecke

insvorweg:Als Feindbild für links-
sentimentale Heulereien eignet

sich der Verfassungsschutz nicht. Sei-
ne politische Funktion ist klar umris-
sen: Er ist einmit besonderenGewalt-
befugnissen ausgestattetes Staatsor-
gan, das mit undemokratischen Mit-
teln Demokratie gewähren soll. Vor
diesem Hintergrund muss das Urteil
des Bundesverwaltungsgerichtes ein-
geordnet werden, das es für legitim
hält, die Linkspartei und ihren Politi-
ker Bodo Ramelow – ohne Einsatz
nachrichtendienstlicher Mittel – „of-
fen zu beobachten“. Jetzt die Preisfra-
ge:WarumregensichnunGottunddie
Welt darüber auf, dass der Verfas-
sungsschutz Zeitungsartikel aus-
schnibbeln und Flugblätter sammeln
darf, umsie auszuwerten?

NichtsanderestunJournalistInnen
und Bundesbehörden, Zeitungslese-
rInnen und PolitikerInnen wie Bodo
Ramelow täglich.Wennes also angeb-
lich nur darum geht, qualitative Pres-
seauswertung zu betreiben, ist doch
zu fragen: Wieso werden eigentlich
nicht ganz selbstverständlichalle Par-

E teien daraufhin überprüft, ob ihr Sar-
razin verfassungsfeindliche, weil ras-
sistischeTheorienverbreitetoderwie
demokratieschädlich es ist, wenn ein
CDU-Fraktionsmitglied im Berliner
Abgeordnetenhaus den niederländi-
schen Rechtspopulisten Geert Wil-
ders zur Strategiebesprechung lädt?

Nun die Antwort: Die politische
FunktiondesVerfassungsschutzesbe-
ruht eben nicht nur auf der Informa-
tionsbeschaffung, sondern auch auf
seiner Stigmatisierungsstärke: Na-
mensnennung im Verfassungschutz-
bericht – ab indie Schmuddelecke.

Wer das Urteil gegen die Linke ein-
ordnenwill,mussalsonichtfragen,ob
die Verhältnismäßigkeit im Fall Ra-
melow gewahrt ist, sondern mit wel-
chemMaßder unkontrollierbare Ver-
fassungsschutz überhaupt misst. Vor
diesem Hintergrund ist es erschüt-
ternd, wenn das Bundesverwaltungs-
gericht antidemokratische Streichel-
einheitenverteilt, statt Aufklärung zu
betreiben. Von solchen Richtern will
mannicht gestreicheltwerden.
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Die Stigmabehörde

Das Problem sind nicht die Presseauswertungen,
das Problem ist die strategische Stigmatisierung

ber die unzuverlässigen Klima-
anlagen der Bahn redet sich

Deutschland derzeit die Köpfe heiß.
Nur Bahnchef Grube bleibt cool, tritt
erstderBahnindustrievordasSchien-
beinunddannentspanntvordenVer-
kehrsausschuss des Bundestages.
Dortkannerzwarauchnichterklären,
warum ein paar dutzend Fahrgäste
einen Hitzekollaps erlitten haben
oder kurz davor waren. Aber immer-
hindarfman–nachvielenProtesten–
sich nun auch ohne ärztliches Attest
auf 500EuroSchadenersatz freuen.

Dass sich die Deutsche Bahn einen
derart arroganten Umgang mit den
Kunden leisten kann, verweist auf ein
Kernproblem des deutschen Schie-
nenverkehrs. Es fehlt an Konkurrenz.
WerüberregionalmitdemZug fahren
will, ist auf die Deutsche Bahn ange-
wiesen. Eine Alternative gibt es im
Fernverkehr – abgesehen von weni-
genConnex-Zügen–nicht.

Anders im Regionalverkehr. Hier
konkurrieren bei Ausschreibungen

Ü unterschiedlichste Unternehmen.
Unddavonprofitiert jeder Steuerzah-
ler. Denn der Regionalverkehr nährt
sich zum allergrößten Teil aus einem
Topf des Bundes, der dann von den
Ländern inkleinenHäppchenals eine
Art Pauschalvergütung an die Bahn-
unternehmen verteilt wird. Haupt-
profiteur dieses Systems ist bislang
die Deutsche Bahn, die im Regional-
verkehr imvergangenen Jahr870Mil-
lionen Euro Gewinn erzielte, deutlich
mehrals imGüter- undFernverkehr.

Umso ärgerlicher ist es, wenn sol-
che Aufträge intransparent an die
Bahn vergeben werden, wie es offen-
bar in Nordrhein-Westfalen der Fall
war. Dabei gibt es Alternativen: priva-
te Zugbetreiber ebenso wie Gesell-
schaften unter Beteiligung der Län-
der. Das bedeutet nicht, dass die Bahn
nichtmehr zum Zug kommt. Aber sie
muss sich einstellen auf Konkurrenz
und Kundenwünsche – bald auch im
Fernverkehr.
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KonkurrenzgegenArroganz

stdieAnalyse,dieRegierungMerkel
sei am Ende, absurd oder angemes-
sen? Vor der jüngsten Bundespräsi-
dentenwahl sahen die Analytiker

der Politik „Kanzlerdämmerung“
(Spiegel Online) aufziehen und nach
ihrerst recht.Die Süddeutsche Zeitung
kommentierte die Tatsache, dass An-
gelaMerkel dieWahl ihresKandidaten
als „zufriedenstellend“ bezeichnete,
so: „Angela Merkel wirkt in solchen
Momenten, als hielte sie die Türklinke
fest in der Hand, während eine
Schlammlawine den Rest des Hauses
insTalhinunterreißt.“Wahrlich,wahr-
lich,andrittenWahlgängensindschon
Vaterländer zugrunde gegangen.

Wer gängige Kriterien anlegt, der
könnte auch zudemSchluss kommen,
dass es dieser Regierung leidlich gut
geht. Eines dieser traditionellen Krite-
rien ist: Hat die Regierung eine stabile
Mehrheit im Parlament? Die Antwort
lautet eindeutig: ja. Und da die Oppo-
sition seit der für sie misslungenen
Bundespräsidentenwahl zudem zer-
strittener denn je ist – Rot-Grün be-
kämpft Tiefrot –, sitzt die Regierung
Merkelsogarnochstabiler imSattelals
zuvor.

Ein weiteres Kriterium: Floriert die
Wirtschaft? Die Antwort: Unter der in-
zwischen fünfjährigen Kanzlerschaft
Angela Merkel wurde die Volkswirt-
schaft – nach den allgemein herr-
schenden Maßstäben – recht leidlich
durch zwei schwere Finanzmarktkri-
sen gesteuert. Die Wirtschaft wächst,
und bald könnte die Zahl der Arbeits-
losen sogar die 3-Millionen-Marke un-
terschreiten.

Ein solider sozialliberal- bis rechts-
bürgerlicher Journalismus müsste
diese Zahlen eigentlich als Erfolgsge-
schichte festhalten. Wohlgemerkt:
Über Güte und Treffsicherheit dieses
Kriterium für Regierungshandeln
kann trefflich gestrittenwerden. Aber:
Über JahrzehntewurdeesvomJourna-
lismus angelegt, dann kann er es doch
nicht einfach nach Belieben beiseite
legen.

Keine Vision, kein Charisma

Ach was, trotzdem ist diese Regierung
amEnde, verkündet der Tenor der ver-
öffentlichten Meinung. Warum? Weil
Merkel keine Visionen habe – was seit
Willy Brandt kein Kanzler hatte – und
weil sie nichts mitreißend erklären
könne – was seit Willy Brandt kein
Kanzler konnte – und weil ihr zudem
alle Männer davonliefen.

Letzteres ist richtig. Was noch offen
ist: Schadet oder nutzt dies wahlweise
derCDUoderderRegierung?Denndie
freien Stellen sind ja bemerkenswert

I
zügig und reibungslos neu besetzt
worden. Mit ein kleines bisschen
Wohlwollen könnte man darin sogar
einen ungewollt gelungenen Genera-
tionenwechsel sehen. Schließlich ge-
hen doch nicht nur Helden vom Platz:
So sind Roland Koch und Jürgen Rütt-
gers erfolgreiche Wahlverlierer, und
GüntherOettingerwarwohlderunbe-
liebteste unter allen deutschenMinis-
terpräsidenten.

Nein, nein, diese Regierung ist am
Ende, behauptet trotzig dieser Basta-
Journalismus. Denn die beschimpfen
sichnurundkriegennichtsaufdieRei-
he. So kannman es sehen.

Formidable Führungsleistung

Man könnte es begründet auch so se-
hen: Die Regierung Merkel wurde von
ihremWahlvolkmit einer sehr starken
FDP und einer etwas geschwächten
Union ausgestattet. Damit war klar:
Diese Regierung wurde gewählt, um
keine sozial gerechte Politik zu ma-
chen, um die Steuern zu senken und
die Kopfpauschale einzuführen.

Um was wird denn nun gestritten?
IneineminderTatwenigästhetischen
Kampf zwischen Interessen treiben
MerkelsMannender FDPerst die Steu-
ersenkungen, danndieKopfpauschale
aus und bugsieren sie nun auf einen
Standpunkt, von dem aus die FDP im
anstehenden Herbst der einen oder
anderen Steuererhöhung zustimmen
kann. All das ist ein spannender Inter-
essenkampf, der vor allem zeigt, dass
Merkel von ihren Positionen des Jah-
res 2003nichtsmehrwissenwill.Und:
Die Union domestiziert die letzte
marktradikale Partei Deutschlands

auf offener Bühne, ohne dass bisher
die Koalition auseinanderfliegt und
Guido Westerwelle offenkundig sein
Gesicht verlierenmuss.

Daskönntemanbei etwasWohlwol-
len auch als eine formidable Füh-
rungsleistung charakterisieren. Aber
auch diese Deutung hat in der veröf-
fentlichten Meinung keine Chance,
weil – richtig, weil diese Kanzlerin
nichts kann.

Da herrschende Deutung (Merkel
ist am Ende) und Wirklichkeit (Merkel
regiert) bereits seit vielen Wochen so
weit auseinanderklaffen, sah sich der
politische Journalismus kurz nach
dem Rücktritt des „beleidigten Leber-
horst“ (Süddeutsche Zeitung) gezwun-
gen,mehr zu tun, als zu schreibenund
zu senden: Er warf sich selbst ins Ge-
tümmel, um der Kanzlerin eine Nie-
derlage zu bescheren, damit Deutung
und Wirklichkeit wenigstens ein biss-
chen näher rücken.

Medien auf den Barrikaden

Zu diesem Zweck entwand er der rot-
grünen Opposition ihren Kandidaten
Joachim Gauck undmachte aus ihm –
dem Instrument gedankenflacher op-
positioneller Taktiken: wie ärgere ich
Merkel mit wenig Aufwand? – einen
hehren überparteilichen Kandidaten
des gesunden gutbürgerlichen Volks-
empfindens. Aus der Süddeutsche Zei-
tung, stellvertretend für alle anderen,
ein Zitat: Gaucks Kandidatur „be-
rauscht ein Land, das sich nach Orien-
tierung sehnt“. Und alle durften dabei
sein: „Die öffentliche Halb-Vergöttli-
chung des … Kandidaten Gauck war
einAkt desWiderstands gegendie Par-
teipolitik.“

Echt? Ein Kampf von Bürgertum
und Journalismus gegen diese verrot-
tete Parteienwirtschaft? Bisher rief
nur Arnulf Baring, ein knochenharter
Konservativer, die Bürger auf die Bar-
rikaden. Um dieses Kampftheaters
willen wurde Gauck wider besseres
Wissen zum Helden und Wulff zum
nützlichen langweiligen Idioten um-
geschminkt.

Das Ergebnis ist bekannt – alle freu-
en sich über Wulff, Gauck fährt Fahr-
rad, die Regierung regiert. Und der
Journalismus? Sein Kampf geht wei-
ter. Die Zeit hat das Folterinstrument
bereits auf den Tisch gelegt: „Wenn
Schwarz-Gelb sich nach der Sommer-
pause nicht berappelt hat, dann muss
undwird dieseGesellschaft einenWeg
finden, sie loszuwerden.“

Noch ist das nur der Zeigefinger,
aber bald, bald könnte daraus Dolch
und Degen werden …

WOLFGANG STORZ

Die doppelte Kanzlerin
BASTA-JOURNALISMUS Angela Merkel kann es einfach nicht, so lautet das Verdikt

Doch es gibt auch eine andere Lesart als die, die unsere Leitmedien nahelegen

Ist die RegierungamEnde,
weil Merkel die Männer
davonlaufen? Man kann
darin auch einen nötigen
Generationswechsel sehen
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Wolfgang Storz

■ war von 2002 bis 2006 Chefredakteur
der Frankfurter Rundschau, lehrt derzeit

an den Unis in Kassel
und Frankfurt

und schrieb das
Buch: „Alles
Merkel?
Schwarze Risi-

ken. Bunte Revo-
lutionen“.
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